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Weihnachts- und Neujahrsgrußwort des Landrats 
 
 
Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, 
 
ein bewegtes Jahr neigt sich dem Ende zu und gestattet uns hoffentlich ein paar ruhige und be-
sinnliche Festtage im Kreise unserer Lieben. Das Zuhause- und Geborgensein im vertrauten 
Raum ist umso wertvoller, je unsteter die vergangenen Monate waren. 
  
Das ausklingende Jahr 2023 war voller Herausforderungen und reiht sich ein in eine Epoche, die 
von Umbrüchen und Veränderungen gekennzeichnet ist. Die Auswirkungen der weltpolitischen 
Ereignisse spüren wir zum Teil bis auf kommunalpolitischer Ebene und drängen uns, Gewohntes 
und Selbstverständliches anzupassen.  
Das geht nicht immer ohne Widersprüche einher. So sind wir als lokale Akteure gefordert, strin-
gent, sensibel und sachlich vorzugehen und gleichzeitig die Menschen in ihren Bedürfnissen und 
Ängsten zu sehen und mitzunehmen.  
Vor diesem Hintergrund möchte ich mich für das soziale Miteinander im Landkreis Amberg-
Sulzbach bedanken. Es ist beeindruckend, wie viele Menschen sich in unserem Landkreis für das 
Wohl anderer engagieren. Vergelt’s Gott an alle Aktiven. 
  
Traditionell lenke ich in diesen Zeilen zum Jahresende die Gedanken auf all jene, die in diesen 
Tagen keinen Grund zum Feiern haben, weil sie einen schweren Schicksalsschlag zu bewältigen 
hatten, von materiellen Sorgen oder gesundheitlichen Problemen geplagt oder schlichtweg einsam 
sind. 
Lassen wir uns die Hoffnung nicht nehmen, dass wir auch wieder zu unbeschwerteren Tagen zu-
rückkehren werden. 
  
Ihnen allen ein gesegnetes und friedvolles Weihnachtsfest und einen guten Rutsch ins neue Jahr 
2024, das uns allen Gesundheit, Glück und Zufriedenheit bescheren möge! 
  
Glück auf Ihnen allen und unserem Amberg-Sulzbacher Land! 
  
Ihr 
  
Richard Reisinger 
Landrat des Landkreises Amberg-Sulzbach 
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Bekanntmachung des AS Technologie- und Gründerzentrum, gemeinsames Kommunalun-
ternehmen der Stadt Sulzbach-Rosenberg und des Landkreises Amberg-Sulzbach 
 
Der Verwaltungsrat des AS Technologie- und Gründerzentrum, gemeinsames Kommunalunter-
nehmen der Stadt Sulzbach-Rosenberg und des Landkreises Amberg-Sulzbach hat mit Beschluss 
vom 04.12.2023 den geprüften Jahresabschluss und Lagebericht 2022 mit seinen Bestandteilen 
des AS Technologie- und Gründerzentrum, gemeinsames Kommunalunternehmen der Stadt Sulz-
bach-Rosenberg und des Landkreises Amberg-Sulzbach für das Wirtschaftsjahr 2022 festgestellt 
und genehmigt. 
 
Dem Kommunalunternehmen AS Technologie- und Gründerzentrum, gemeinsames Kommunalun-
ternehmen der Stadt Sulzbach-Rosenberg und des Landkreises Amberg-Sulzbach ist folgender 
Bestätigungsvermerk durch die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Auditar GmbH, Sulzbach-
Rosenberg, unterzeichnet durch Herrn Wirtschaftsprüfer Wolfgang-Peter Wendl, erteilt worden: 
 
Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 
 
An das AS Technologie- und Gründerzentrum, gemeinsames Kommunalunternehmen der Stadt 
Sulzbach-Rosenberg und des Landkreises Amberg-Sulzbach 
 
Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss des AS Technologie- und Gründerzentrums – bestehend aus der 
Bilanz zum 31. Dezember 2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht 
des AS Technologie- und Gründerzentrums für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. 
Dezember 2022 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 
 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für 

Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden landes-
rechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2022 sowie ihrer Ertragslage für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 und 

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, entspricht den deutschen gesetzlichen und den ergänzenden landesrechtlichen Vor-
schriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.   

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen ge-
gen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit  
§ 317 HGB, Art. 107 Abs. 3 sowie Art. 91 BayGO und § 53 HGrG unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Ab-
schnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des La-
geberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unter-
nehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtli-
chen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnach-
weise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen. 
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Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Verwaltungsrats für den Jahresabschluss und 
den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und den ergän-
zenden landesrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass 
der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch-
führung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermögli-
chen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen 
ist. 
 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bi-
lanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentli-
chen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen und den 
ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstel-
lung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen und 
den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 

Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der 
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, 
und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen und den ergänzenden 
landesrechtlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB, Art. 107 Abs. 3 sowie Art. 91 BayGO und § 53 HGrG unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und wer-
den als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln 
oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-
haltung. Darüber hinaus 
 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter 
– falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die aus-
reichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risi-
ko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher 
als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsich-
tigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kon-
trollen beinhalten können. 

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten in-
ternen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der 
Gesellschaft abzugeben. 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit so-
wie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls 
wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, 
im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe-
richt aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges 
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der 
bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Er-
eignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unter-
nehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvor-
fälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent-
sprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft. 

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunfts-
orientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungs-
nachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den 
gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die 
sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegen-
den Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwai-
ger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 
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Die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kommunalunternehmens sowie die Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung (des Vorstands) geben nach unserer Beurteilung keinen Anlass zu wesentlichen 
Beanstandungen. 
 

Sulzbach-Rosenberg, 6. November 2023  
 

AUDITAR GmbH  
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  
 
Wendl 
Wirtschaftsprüfer 
 

 
Der Jahresfehlbetrag des AS Technologie- und Gründerzentrum, gemeinsames Kommunalunter-
nehmen der Stadt Sulzbach-Rosenberg und des Landkreises Amberg-Sulzbach, betreffend das 
Wirtschaftsjahr 2022, in Höhe von 15.900,47 € wird auf neue Rechnung vorgetragen. 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen nach Bekanntgabe im Kreisamtsblatt 10 Tage 
während der üblichen Geschäftszeiten im Technologie- und Gründerzentrum Amberg-Sulzbach, 
An der Maxhütte 1, 92237 Sulzbach-Rosenberg, im Sekretariat im Erdgeschoss, öffentlich aus.  
 

Sulzbach-Rosenberg, 04.12.2023 
 
gez. Michael Göth gez. Harald Mizler gez. Dr. Harald Schwartz 
Erster Bürgermeister        Vorstand   Vorstand 
 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Satzung für die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung des Zweckverbandes zur 
Wasserversorgung der Vils-Naab-Gruppe (Wasserabgabesatzung – WAS –) vom 30.11.2023 
 
Aufgrund der Art. 22 Abs. 2 und Art. 26 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die kommunale Zusam-
menarbeit (KommZG) i.V. mit Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Abs. 2 bis Abs. 4 der Ge-
meindeordnung (GO) erlässt der Zweckverband zur Wasserversorgung der Vils-Naab-Gruppe fol-
gende Satzung: 
 

§ 1 

Öffentliche Einrichtung 

(1) Der Zweckverband betreibt eine öffentliche Einrichtung zur Wasserversorgung für das Gebiet 
der nachstehenden Gemeindeteile: 

1. Englhof, Eichlhof, Kirchenbuch, Mauthof, Oberbuch, Pistlwies, Witzlarn, Greßthal, Machtlwies, 
Weiherhof, Lanzenried, Armensee, Dexhof, Hub, Katzenhüll, Lamplhof, Mühlberg, See, Birkhof, 
Loisnitz, Meilerhof, Plattenhof, Höchensee, Niederhof, Pilsheim, Pöpplhof, Rammertshof, Mossen-
dorf, Bubenhof, Dirnau, Hof, Kai, Kastenhof, Rödlhof, Saaß, Schlag, Straß, Untersdorf, Wasenhütte, 
Ziegelhütte, Köblitzplatte, Am Reichertberg, Am Dürrstein, Pottenstetten und die Anwesen Dietldorf 
1b und Dietldorf 53 

 der Stadt Burglengenfeld. 

2. Neukirchen, Neuried, Altenried, Wöllmannsbach, Doblergut, Kapflhof, Krumbach, Krumlengen-
feld, Grain, Hartenricht, Bügerlhof, Scheckenberg, Siegenthan, Haarhof 

 der Stadt Schwandorf. 
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3. Richthof, Frauenhof, Oberhof, Stocka und das Anwesen Bergstr. 50 

 der Stadt Teublitz. 

4. Archenleiten, Baumhof, Harschhof, Markhof, Oberadlhof, Unteradlhof, Sinzenhof, Eglsee, Pet-
tenhof, Vilshof, Emhof, Hirschberg und die Anwesen in Schmidmühlen, Amberger Str. 10 und 12 

 des Marktes Schmidmühlen. 

5. Gattershof und Degelhof 

 des Marktes Rieden. 

6. Eich, Grabenhof 

 des Marktes Kallmünz. 
 
(2) Art und Umfang dieser Wasserversorgungseinrichtung bestimmt der Zweckverband. 
 
(3) Zur Wasserversorgungseinrichtung gehören auch die im öffentlichen Straßengrund liegenden 
Teile der Grundstücksanschlüsse, soweit nichts Abweichendes vereinbart ist. 
 

§ 2 

Grundstücksbegriff – Grundstückseigentümer 

(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist jedes räumlich zusammenhängende und einem ge-
meinsamen Zweck dienende Grundeigentum desselben Eigentümers, das eine selbstständige 
wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um mehrere Grundstücke oder Teile von Grund-
stücken im Sinn des Grundbuchrechts handelt. 

(2) Rechtlich verbindliche planerische Festlegungen sind zu berücksichtigen. 

(3) Die Vorschriften dieser Satzung für die Grundstückseigentümer gelten auch für Erbbau-
berechtigte oder ähnlich zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigte. Von mehreren dinglich 
Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuldner. 

 
§ 3 

      Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Bedeutung: 

Versorgungsleitungen  sind die Wasserleitungen im Wasserversorgungsgebiet, von 
denen die Grundstücksanschlüsse abzweigen. 

Grundstücksanschlüsse  sind die Wasserleitungen von der Abzweigstelle der Ver- 
(= Hausanschlüsse)  sorgungsleitung bis zur Übergabestelle; sie beginnen mit 

 der Anschlussvorrichtung und enden mit dem 

  Ausgangsventil. 

 
Gemeinsame   sind Hausanschlüsse, die über Privatgrundstücke (z. B. 
Grundstücksanschlüsse  Privatwege) verlaufen und mehr als ein Grundstück mit  
(verzweigte Hausanschlüsse) der Versorgungsleitung verbinden. 
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Anschlussvorrichtung  ist die Vorrichtung zur Wasserentnahme aus der Versor-

gungsleitung, umfassend Anbohrschelle mit integrierter oder 
zusätzlicher Absperrarmatur oder Abzweig mit Ab-
sperrarmatur samt den dazugehörigen technischen Ein-
richtungen. 

Ausgangsventil  ist die erste Absperrarmatur hinter dem Wasserzähler. 

Hauptabsperrvorrichtung  ist die erste Armatur auf dem Grundstück, mit der die ge-
samte nachfolgende Wasserverbrauchsanlage einschließlich 
Wasserzähler abgesperrt werden kann. 

Übergabestelle  ist das Ende des Grundstücksanschlusses hinter dem 
Ausgangsventil im Grundstück/Gebäude. 

Wasserzähler  sind Messgeräte zur Erfassung des durchgeflossenen Was-
servolumens. Absperrventile und Wasserzählerbügel sind 
nicht Bestandteile der Wasserzähler. 

Anlagen des Grundstücksei-  sind die Gesamtheit der Anlagenteile in Grundstücken 
gentümers (= Verbrauchslei-   oder in Gebäuden hinter der Übergabestelle; als solche  
tungen)  gelten auch Eigengewinnungsanlagen, wenn sie sich ganz 

oder teilweise im gleichen Gebäude befinden. 
 

§ 4 

Anschluss- und Benutzungsrecht 

(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein bebautes, bebaubares, gewerblich 
genutztes oder gewerblich nutzbares Grundstück nach Maßgabe dieser Satzung an die Wasserver-
sorgungseinrichtung angeschlossen und mit Wasser beliefert wird. 

(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die durch 
eine Versorgungsleitung erschlossen werden. Der Grundstückseigentümer kann unbeschadet wei-
tergehender bundes- oder landesgesetzlicher Vorschriften nicht verlangen, dass eine neue Ver-
sorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende Versorgungsleitung geändert wird. Welche 
Grundstücke durch die Versorgungsleitung erschlossen werden, bestimmt der Zweckverband. 
Rohwasser- und Fernwasserleitungen stellen keine zum Anschluss berechtigenden Versorgungs-
leitungen dar. 

(3) Der Zweckverband kann den Anschluss eines Grundstücks an eine bestehende Versorgungs-
leitung versagen, wenn die Wasserversorgung wegen der Lage des Grundstücks oder aus sonsti-
gen technischen oder betrieblichen Gründen dem Zweckverband erhebliche Schwierigkeiten be-
reitet oder besondere Maßnahmen erfordert, es sei denn, der Grundstückseigentümer übernimmt 
die Mehrkosten, die mit dem Bau und Betrieb zusammenhängen, und leistet auf Verlangen Si-
cherheit. 

(4) Das Benutzungsrecht besteht nicht für Kühlwasserzwecke und den Betrieb von Wärmepum-
pen. Der Zweckverband kann ferner das Anschluss- und Benutzungsrecht in begründeten Einzel-
fällen ausschließen oder einschränken, soweit nicht die Bereitstellung von Wasser in Trinkwas-
serqualität erforderlich ist. Das gilt auch für die Vorhaltung von Löschwasser. 
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§ 5 
 

Anschluss- und Benutzungszwang 

(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, die Grundstücke, auf denen Was-
ser verbraucht wird, an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung anzuschließen (An-
schlusszwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der Anschluss rechtlich oder tatsäch-
lich unmöglich ist. 

(2) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen sind, 
ist der gesamte Bedarf an Wasser im Rahmen des Benutzungsrechts (§ 4) ausschließlich aus die-
ser Einrichtung zu decken (Benutzungszwang). Gesammeltes Niederschlagswasser darf ord-
nungsgemäß für Zwecke der Gartenbewässerung, zur Toilettenspülung und zum Wäschewaschen 
verwendet werden, soweit nicht andere Rechtsvorschriften entgegenstehen. § 7 Abs. 5 ist entspre-
chend anzuwenden. Verpflichtet sind die Grundstückeigentümer und alle Benutzer der Grundstü-
cke. Sie haben auf Verlangen des Zweckverbandes die dafür erforderliche Überwachung zu dul-
den. 

 
§ 6 

Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang 

(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil 
befreit, wenn der Anschluss oder die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksich-
tigung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter 
Angabe der Gründe schriftlich beim Zweckverband einzureichen. 

(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt wer-
den. 

 
§ 7 

Beschränkung der Benutzungspflicht 

(1) Auf Antrag wird die Verpflichtung zur Benutzung auf einen bestimmten Verbrauchszweck  
oder Teilbedarf beschränkt, soweit das für die öffentliche Wasserversorgung wirtschaftlich zu-
mutbar ist und nicht andere Rechtsvorschriften oder Gründe der Volksgesundheit entgegenste-
hen. 

(2) Gründe der Volksgesundheit stehen einer Beschränkung der Benutzungspflicht insbesondere 
entgegen, wenn für den jeweiligen Verbrauchszweck oder Teilbedarf i. S. v. Absatz 1 Trinkwas-
ser oder Wasser mit der Beschaffenheit von Trinkwasser erforderlich ist und die Versorgung mit 
solchem Wasser nur durch die Benutzung der öffentlichen Wasserversorgung gewährleistet wird. 

(3) § 6 Abs. 1 Satz 2 und Absatz 2 findet entsprechende Anwendung. 

(4) Absatz 1 gilt nicht für die Versorgung von Industrieunternehmen und Weiterverteilern sowie für 
die Vorhaltung von Löschwasser. 

(5) Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer Eigengewinnungsanlage hat der Grundstücksei-
gentümer dem Zweckverband Mitteilung zu machen; dasselbe gilt, wenn eine solche Anlage nach 
dem Anschluss an die öffentliche Wasserversorgung weiterbetrieben werden soll. Er hat durch 
geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass von seiner Eigengewinnungsanlage keine  
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Rückwirkungen in das öffentliche Wasserversorgungsnetz möglich sind. Bei einer Nachspeisung 
von Trinkwasser aus der öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung in eine Eigengewinnungsan-
lage ist ein freier Auslauf (Luftbrücke) oder ein Rohrunterbrecher A 1 der Nachspeiseeinrichtung in 
das Regenauffangbecken bzw. an sonstigen Stellen (z. B. Spülkasten) erforderlich. 

 
§ 8 

Sondervereinbarungen 

(1) Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss berechtigt oder verpflichtet, so kann der 
Zweckverband durch Vereinbarung ein besonderes Benutzungsverhältnis begründen. 

(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen dieser Satzung und der Beitrags- 
und Gebührensatzung entsprechend. Ausnahmsweise kann in der Sondervereinbarung Abwei-
chendes bestimmt werden, soweit dies sachgerecht ist. 
 

§ 9 

Grundstücksanschluss 

(1) Der Grundstücksanschluss wird vom Zweckverband hergestellt, angeschafft, verbessert, 
unterhalten, erneuert, geändert, abgetrennt und beseitigt. Er muss zugänglich und vor Beschädi-
gungen geschützt sein. 

(2) Der Zweckverband bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Führung der Grundstücksanschlüsse 
sowie deren Änderung. Er bestimmt auch, wo und an welche Versorgungsleitung anzuschließen 
ist. Der Grundstückseigentümer ist vorher zu hören; seine berechtigten Interessen sind nach Mög-
lichkeit zu wahren. Soll der Grundstücksanschluss auf Wunsch des Grundstückseigentümers 
nachträglich geändert werden, so kann der Zweckverband verlangen, dass die näheren Einzelhei-
ten einschließlich der Kostentragung vorher in einer gesonderten Vereinbarung geregelt werden. 

(3) Der Grundstückseigentümer hat die baulichen Voraussetzungen für die sichere Errichtung des 
Grundstücksanschlusses zu schaffen. Der Zweckverband kann hierzu schriftlich eine angemesse-
ne Frist setzen. Der Grundstückseigentümer darf keine Einwirkungen auf den Grundstücksan-
schluss vornehmen oder vornehmen lassen. 

(4) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben jede Beschädigung des Grund-
stücksanschlusses, insbesondere das Undichtwerden von Leitungen sowie sonstige Störungen 
unverzüglich dem Zweckverband mitzuteilen. 
 

§ 10 

Anlage des Grundstückseigentümers 

(1) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, 
Änderung und Unterhaltung der Anlage von der Übergabestelle ab, mit Ausnahme des Wasserzäh-
lers, zu sorgen. Hat er die Anlage oder Teile davon einem anderen vermietet oder sonst zur Benut-
zung überlassen, so ist er neben dem anderen verpflichtet. 

(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Satzung und anderer gesetzlicher 
oder behördlicher Bestimmungen sowie nach den anerkannten Regeln der Technik errichtet, erwei-
tert, geändert und unterhalten werden. Anlage und Verbrauchseinrichtungen müssen so beschaffen 
sein, dass Störungen anderer Abnehmer oder der öffentlichen Versorgungseinrichtungen sowie 
Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind. Der Anschluss wasserver-
brauchender Einrichtungen jeglicher Art geschieht auf Gefahr des Grundstückseigentümers. 
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(3) Anlagenteile, die sich vor dem Wasserzähler befinden, können plombiert werden. Ebenso kön-
nen Anlagenteile, die zur Anlage des Grundstückseigentümers gehören, unter Plombenverschluss 
genommen werden, um eine einwandfreie Messung zu gewährleisten. Die dafür erforderliche Aus-
stattung der Anlage ist nach den Angaben des Zweckverbandes zu veranlassen. 
 

§ 11 
 

Zulassung und Inbetriebsetzung der Anlage 
des Grundstückseigentümers 

(1) Bevor die Anlage des Grundstückseigentümers hergestellt oder wesentlich geändert 
wird, sind beim Zweckverband folgende Unterlagen in doppelter Fertigung einzureichen: 

a) eine Beschreibung der geplanten Anlage des Grundstückseigentümers und ein Lageplan, 

b) der Name des Unternehmers, der die Anlage errichten soll, 

c) Angaben über eine etwaige Eigenversorgung, 

d) im Fall des § 4 Abs. 3 die Verpflichtung zur Übernahme der Mehrkosten. 

Die einzureichenden Unterlagen haben den beim Zweckverband aufliegenden Mustern zu entspre-
chen. Alle Unterlagen sind von den Bauherren und den Planfertigern zu unterschreiben. 

(2) Der Zweckverband prüft, ob die beabsichtigten Anlagen den Bestimmungen dieser Satzung 
entsprechen. Ist das der Fall, so erteilt der Zweckverband schriftlich seine Zustimmung und gibt 
eine Fertigung der eingereichten Unterlagen mit Zustimmungsvermerk zurück. Stimmt der Zweck-
verband nicht zu, setzt er dem Bauherrn unter Angabe der Mängel eine angemessene Frist zur 
Berichtigung. Die geänderten Unterlagen sind sodann erneut einzureichen. Die Zustimmung und 
die Überprüfung befreien den Grundstückseigentümer, den Bauherrn, den ausführenden Unter-
nehmer und den Planfertiger nicht von der Verantwortung für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie 
Planung und Ausführung der Anlagen. 

(3) Mit den Installationsarbeiten darf erst nach schriftlicher Zustimmung des Zweckverbandes 
begonnen werden. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbesondere nach straßen-, bau- 
und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung unberührt. 

(4) Die Errichtung der Anlage und wesentliche Veränderungen dürfen nur durch den Zweckver-
band oder durch ein Installationsunternehmen erfolgen, das in ein Installateurverzeichnis des 
Zweckverbandes oder eines anderen Wasserversorgungsunternehmens eingetragen ist. Der 
Zweckverband ist berechtigt, die Ausführung der Arbeiten zu überwachen. Leitungen, die an Ei-
gengewinnungsanlagen angeschlossen sind, dürfen nur mit vorheriger Zustimmung des Zweck-
verbandes verdeckt werden; andernfalls sind sie auf Anordnung des Zweckverbandes freizule-
gen. 

(5) Der Grundstückseigentümer hat jede Inbetriebsetzung der Anlagen beim Zweckverband über 
das Installationsunternehmen zu beantragen. Der Anschluss der Anlage an das Verteilungsnetz 
und die Inbetriebsetzung erfolgen durch den Zweckverband oder seine Beauftragten. 

(6) Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 kann der Zweckverband Ausnahmen zulassen. 
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§ 12 
 

Überprüfung der Anlage des Grundstückseigentümers 
 

(1) Der Zweckverband ist berechtigt, die Anlage des Grundstückseigentümers vor und nach ihrer 
Inbetriebnahme zu überprüfen. Er hat auf erkannte Sicherheitsmängel aufmerksam zu machen 
und kann deren Beseitigung verlangen. 
 
(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit gefährden oder erhebliche Störungen er-
warten lassen, so ist der Zweckverband berechtigt, den Anschluss oder die Versorgung zu verwei-
gern; bei Gefahr für Leib oder Leben ist er hierzu verpflichtet. 
 
(3) Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der Anlage sowie durch deren An-
schluss an das Verteilungsnetz übernimmt der Zweckverband keine Haftung für die Mängelfreiheit 
der Anlage. Dies gilt nicht, wenn er bei einer Überprüfung Mängel festgestellt hat, die eine Gefahr 
für Leib oder Leben darstellen. 
 

§ 13 

Abnehmerpflichten, Haftung 

(1) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben den Beauftragten des Zweckverbandes, 
die sich auf Verlangen auszuweisen haben, zu angemessener Tageszeit den Zutritt zu allen der 
Wasserversorgung dienenden Einrichtungen zu gestatten, soweit dies zur Nachschau der Was-
serleitungen, zum Ablesen der Wasserzähler und zur Prüfung, ob die Vorschriften dieser Satzung 
und die vom Zweckverband auferlegten Bedingungen und Auflagen erfüllt werden, erforderlich ist. 
Zur Überwachung der satzungsmäßigen und gesetzlichen Pflichten sind die mit dem Vollzug die-
ser Satzung beauftragten Personen des Zweckverbandes berechtigt, zu angemessener Tageszeit 
Grundstücke, Gebäude, Anlagen, Einrichtungen, Wohnungen und Wohnräume im erforderlichen 
Umfang zu betreten. Der Grundstückseigentümer, ggf. auch die Benutzer des Grundstücks, wer-
den davon nach Möglichkeit vorher verständigt. 

(2) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer sind verpflichtet, alle für die Prüfung des Zu-
standes der Anlagen erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Sie haben die Verwendung zusätzlicher 
Verbrauchseinrichtungen vor Inbetriebnahme dem Zweckverband mitzuteilen, soweit sich dadurch 
die vorzuhaltende Leistung wesentlich erhöht. 
 
(3) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haften dem Zweckverband für von ihnen ver-
schuldete Schäden, die auf eine Verletzung ihrer Pflichten nach dieser Satzung zurückzuführen 
sind. 
 

§ 14 

Grundstücksbenutzung 

(1) Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verlegen von Leitungen einschließlich 
Zubehör zur Zu- und Fortleitung von Wasser über sein im Versorgungsgebiet liegendes Grundstück 
sowie sonstige Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen, wenn und soweit diese Maßnahmen 
für die örtliche Wasserversorgung erforderlich sind. Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die 
Wasserversorgung angeschlossen oder anzuschließen sind, die vom Eigentümer im wirtschaftli-
chen Zusammenhang mit einem angeschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen Grundstück 
genutzt werden oder für die die Möglichkeit der Wasserversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft 
ist. Die Verpflichtung entfällt, soweit die Inanspruchnahme der Grundstücke den Eigentümer in un-
zumutbarer Weise belasten würde. 
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(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtigten Inan-
spruchnahme seines Grundstücks zu benachrichtigen.  

(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn sie an 
der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat der Zweck-
verband zu tragen, soweit die Einrichtungen nicht ausschließlich der Versorgung des Grund-
stücks dienen. 

(4) Wird der Wasserbezug nach § 22 Abs. 2 oder 3 eingestellt, ist der Grundstückseigentümer 
verpflichtet, nach Wahl des Zweckverbandes die Entfernung der Einrichtungen zu gestatten oder 
sie noch fünf Jahre unentgeltlich zu belassen, sofern dies nicht unzumutbar ist. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und Verkehrsflächen sowie für 
Grundstücke, die durch Planfeststellung für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Ver-
kehrsflächen bestimmt sind. 
 

§ 15 
 

Art und Umfang der Versorgung 

(1) Der Zweckverband stellt das Wasser zu dem in der Beitrags- und Gebührensatzung aufge-
führten Entgelt zur Verfügung. Er liefert das Wasser als Trinkwasser unter dem Druck und in der 
Beschaffenheit, die in dem betreffenden Abschnitt des Versorgungsgebietes üblich sind, ent-
sprechend den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und den anerkannten Regeln der Technik. 

(2) Der Zweckverband ist berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck des Wassers im Rah-
men der gesetzlichen und behördlichen Bestimmungen sowie der anerkannten Regeln der Tech-
nik zu ändern, sofern dies aus wirtschaftlichen oder technischen Gründen zwingend erforderlich 
ist. Der Zweckverband wird eine dauernde wesentliche Änderung den Wasserabnehmern nach 
Möglichkeit mindestens zwei Monate vor der Umstellung schriftlich bekannt geben und die Be-
lange der Anschlussnehmer möglichst berücksichtigen. Die Grundstückseigentümer sind ver-
pflichtet, ihre Anlagen auf eigene Kosten den geänderten Verhältnissen anzupassen. 

(3) Der Zweckverband stellt das Wasser im Allgemeinen ohne Beschränkung zu jeder Tag- und 
Nachtzeit am Ende des Hausanschlusses zur Verfügung. Dies gilt nicht, soweit und solange der 
Zweckverband durch höhere Gewalt, durch Betriebsstörungen, Wassermangel oder sonstige tech-
nische oder wirtschaftliche Umstände, deren Beseitigung ihm nicht zumutbar ist, an der Wasserver-
sorgung gehindert ist. Der Zweckverband kann die Belieferung ablehnen, mengenmäßig und zeit-
lich beschränken oder unter Auflagen und Bedingungen gewähren, soweit das zur Wahrung des 
Anschluss- und Benutzungsrechtes der anderen Berechtigten erforderlich ist. Der Zweckverband 
darf ferner die Lieferung unterbrechen, um betriebsnotwendige Arbeiten vorzunehmen. Soweit 
möglich, gibt der Zweckverband Absperrungen der Wasserleitung vorher öffentlich bekannt und 
unterrichtet die Abnehmer über Umfang und voraussichtliche Dauer der Unterbrechung. 

(4) Das Wasser wird lediglich zur Deckung des Eigenbedarfs für die angeschlossenen Grund-
stücke geliefert. Die Überleitung von Wasser in ein anderes Grundstück bedarf der schriftlichen 
Zustimmung des Zweckverbandes; die Zustimmung wird erteilt, wenn nicht überwiegende ver-
sorgungswirtschaftliche Gründe entgegenstehen. 

(5) Für Einschränkungen oder Unterbrechungen der Wasserlieferung und für Änderungen des 
Druckes oder der Beschaffenheit des Wassers, die durch höhere Gewalt, Wassermangel oder 
sonstige technische oder wirtschaftliche Umstände, die der Zweckverband nicht abwenden kann, 
oder die aufgrund behördlicher Verfügungen veranlasst sind, steht dem Grundstückseigentümer 
kein Anspruch auf Minderung verbrauchsunabhängiger Gebühren zu. 
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§ 16 
 

Anschlüsse und Benutzung der Wasserleitung 
für Feuerlöschzwecke 

 
(1) Sollen auf einem Grundstück private Feuerlöschanschlüsse eingerichtet werden, so sind über 
die näheren Einzelheiten einschließlich der Kostentragung besondere Vereinbarungen zwischen 
dem Grundstückseigentümer und dem Zweckverband zu treffen. 

(2) Private Feuerlöscheinrichtungen werden mit Wasserzählern ausgerüstet. Sie müssen auch 
für die Feuerwehr benutzbar sein. 

(3) Wenn es brennt oder wenn sonst Gemeingefahr droht, sind die Anordnungen des Zweckver-
bandes, der Polizei und der Feuerwehr zu befolgen; insbesondere haben die Wasserabnehmer 
ihre Leitungen und ihre Eigenanlagen auf Verlangen zum Feuerlöschen zur Verfügung zu stellen. 
Ohne zwingenden Grund dürfen sie in diesen Fällen kein Wasser entnehmen. 

(4) Bei Feuergefahr hat der Zweckverband das Recht, Versorgungsleitungen und Grundstücks-
anschlüsse vorübergehend abzusperren. Dem von der Absperrung betroffenen Wasserabnehmer 
steht hierfür kein Entschädigungsanspruch zu. 
 

§ 17 
 

Wasserabgabe für vorübergehende Zwecke, 
Wasserabgabe aus öffentlichen Entnahmestellen 

 
(1) Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser oder zu sonstigen vorübergehenden Zwe-
cken ist rechtzeitig beim Zweckverband zu beantragen. Muss das Wasser von einem anderen Grund-
stück bezogen werden, so ist die schriftliche Zustimmung des Grundstückseigentümers beizubringen. 
Über die Art der Wasserabgabe entscheidet der Zweckverband; er legt die weiteren Bedingungen für den 
Wasserbezug fest. 
 
(2) Falls Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum Feuerlöschen, sondern zu anderen vo-
rüberge henden Zwecken entnommen werden soll, so stellt der Zweckverband auf Antrag einen 
Wasserzähler, ggf. Absperrvorrichtung und Standrohr zur Verfügung und setzt die Bedingungen für 
die Benutzung fest. 

 
§ 18 

Haftung bei Versorgungsstörungen 

(1) Für Schäden, die ein Grundstückseigentümer durch Unterbrechung der Wasserversorgung 
oder durch Unregelmäßigkeiten in der Belieferung erleidet, haftet der Zweckverband aus dem 
Benutzungsverhältnis oder aus unerlaubter Handlung im Falle 

1. der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Gesundheit des Grundstückseigentümers, 
es sei denn, dass der Schaden vom Zweckverband oder einem Erfüllungs- oder Verrich-
tungsgehilfen weder vorsätzlich noch fahrlässig verursacht worden ist, 

2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass der Schaden weder durch Vorsatz noch 
durch grobe Fahrlässigkeit des Zweckverbandes oder eines Erfüllungs- oder Verrich-
tungsgehilfen verursacht worden ist, 
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3. eines Vermögensschadens, es denn, dass dieser weder durch Vorsatz noch durch grobe 

Fahrlässigkeit eines vertretungsberechtigten Organs des Zweckverbandes verursacht 
worden ist. 

§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist nur bei vorsätzlichem Handeln von Ver-
richtungsgehilfen anzuwenden. 

(2) Gegenüber Benutzern und Dritten, an die der Grundstückseigentümer das gelieferte Wasser 
im Rahmen des § 15 Abs. 4 weiterleitet, haftet der Zweckverband für Schäden, die diesen durch 
Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Belieferung entste-
hen, wie einem Grundstückseigentümer. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ansprüche von Grundstückseigentümern anzuwenden, die 
diese gegen ein drittes Wasserversorgungsunternehmen aus unerlaubter Handlung geltend ma-
chen. Der Zweckverband ist verpflichtet, den Grundstückseigentümern auf Verlangen über die mit 
der Schadensverursachung durch ein drittes Unternehmen zusammenhängenden Tatsachen in-
soweit Auskunft zu geben, als sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt 
werden können und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des Schadensersatzes erforderlich ist. 
 
(4) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter fünfzehn Euro. 
 
(5) Schäden sind dem Zweckverband unverzüglich mitzuteilen. 
 

§ 19 

Wasserzähler 

(1) Der Wasserzähler ist Eigentum des Zweckverbandes. Die Lieferung, Aufstellung, technische 
Überwachung, Unterhaltung, Auswechslung und Entfernung der Wasserzähler sind Aufgabe des 
Zweckverbandes; er bestimmt auch Art, Zahl und Größe der Wasserzähler sowie ihren Aufstel-
lungsort. Bei der Aufstellung hat der Zweckverband so zu verfahren, dass eine einwandfreie Mes-
sung gewährleistet ist; er hat den Grundstückseigentümer zuvor anzuhören und seine berechtigten 
Interessen zu wahren. 

(2) Der Zweckverband ist verpflichtet, auf Verlangen des Grundstückseigentümers die Wasserzäh-
ler zu verlegen, wenn dies ohne Beeinträchtigungen einer einwandfreien Messung möglich ist. Der 
Zweckverband kann die Verlegung davon abhängig machen, dass der Grundstückseigentümer sich 
verpflichtet, die Kosten zu übernehmen. 

(3) Der Grundstückseigentümer haftet für das Abhandenkommen und die Beschädigung der Was-
serzähler, soweit ihn hieran ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, Beschädigungen und Störun-
gen dieser Einrichtungen dem Zweckverband unverzüglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, sie vor 
Abwasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor Frost zu schützen. 

(4) Die Wasserzähler werden von einem Beauftragten des Zweckverbandes möglichst in glei-
chen Zeitabständen oder auf Verlangen des Zweckverbandes vom Grundstückseigentümer selbst 
abgelesen. Dieser hat dafür zu sorgen, dass die Wasserzähler leicht zugänglich sind. 
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§ 20 

Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 

(1) Der Zweckverband kann verlangen, dass der Grundstückseigentümer auf eigene Kosten an 
der Grundstücksgrenze nach seiner Wahl einen geeigneten Wasserzählerschacht oder Wasser-
zählerschrank anbringt, wenn 
 
1. das Grundstück unbebaut ist oder 

 
2. die Versorgung des Gebäudes mit Grundstücksanschlüssen erfolgt, die unverhältnismäßig 

lang sind oder nur unter besonderen Erschwernissen verlegt werden können, oder 
 

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzählers vorhanden ist. 

(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Einrichtungen in ordnungsgemäßem Zustand 
und jederzeit zugänglich zu halten. 
 

§ 21 

Nachprüfung der Wasserzähler 

(1) Der Grundstückseigentümer kann jederzeit die Nachprüfung der Wasserzähler durch eine 
Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle im Sinne des § 40 des Mess- und Eichge-
setzes verlangen. Stellt der Grundstückseigentümer den Antrag auf Prüfung nicht beim Zweckver-
band, so hat er diesen vor Antragstellung zu benachrichtigen. 

(2) Der Zweckverband braucht dem Verlangen auf Nachprüfung der Wasserzähler nur nachzu-
kommen, wenn der Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die Kosten zu übernehmen, falls die 
Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen nicht überschreitet. 
 

§ 22 

Änderungen; Einstellung des Wasserbezugs 

(1) Jeder Wechsel des Grundstückseigentümers ist dem Zweckverband unverzüglich schriftlich 
mitzuteilen. 

(2) Will ein Grundstückseigentümer, der zur Benutzung der Wasserversorgungseinrichtung nicht 
verpflichtet ist, den Wasserbezug aus der öffentlichen Wasserversorgung vollständig einstellen, so 
hat er das mindestens eine Woche vor dem Ende des Wasserbezugs schriftlich dem Zweckver-
band zu melden. 

(3) Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Verpflichteter den Wasserbezug einstellen, hat 
er beim Zweckverband Befreiung nach § 6 zu beantragen. 
 

§ 23 

Einstellung der Wasserlieferung 

(1) Der Zweckverband ist berechtigt, die Wasserlieferung ganz oder teilweise fristlos einzustel-
len, wenn der Grundstückseigentümer oder Benutzer dieser Satzung oder sonstigen die Wasser-
versorgung betreffenden Anordnungen zuwiderhandelt und die Einstellung erforderlich ist, um 
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1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder Anlagen abzuwenden, 

2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der 
Messeinrichtungen zu verhindern oder 

3. zu gewährleisten, dass Störungen anderer Abnehmer, störende Rückwirkungen auf Ein-
richtungen des Zweckverbandes oder Dritter oder Rückwirkungen auf die Güte des Trink-
wassers ausgeschlossen sind. 

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung 
trotz Mahnung, ist der Zweckverband berechtigt, die Versorgung zwei Wochen nach Androhung 
einzustellen. Dies gilt nicht, wenn die Folgen der Einstellung außer Verhältnis zur Schwere der 
Zuwiderhandlung stehen und hinreichende Aussicht besteht, dass der Grundstückseigentümer 
seinen Verpflichtungen nachkommt. Der Zweckverband kann mit der Mahnung zugleich die Ein-
stellung der Versorgung androhen. 

(3) Der Zweckverband hat die Versorgung unverzüglich wieder aufzunehmen, sobald die 
Gründe für die Einstellung entfallen sind. 
 

§ 24 
 

Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit Geldbuße bis zu 2500 Euro belegt werden, wer 
vorsätzlich 

1. den Vorschriften über den Anschluss- und Benutzungszwang in § 5 zuwiderhandelt, 

2. eine der in § 9 Abs. 4, § 11 Abs. 1, § 13 Abs. 2 und § 22 Abs. 1 und 2 festgelegten oder 
hierauf gestützten Melde-, Auskunfts-, Nachweis- oder Vorlagepflichten verletzt, 

3. entgegen § 11 Abs. 3 vor Zustimmung des Zweckverbandes mit den Installationsarbeiten 
beginnt, 

4. gegen die vom Zweckverband nach § 15 Abs. 3 Satz 3 angeordneten Verbrauchsein-
schränkungen oder Verbrauchsverbote verstößt. 

(2) Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Ordnungswidrigkeitentatbestände bleiben 
unberührt. 
 

§ 25 

Anordnungen für den Einzelfall, Zwangsmittel 

(1) Der Zweckverband kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen 
Anordnungen für den Einzelfall erlassen. 

(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens oder 
Unterlassens gelten die Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungs-
gesetzes. 
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§ 26 

Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 01.12.2021 außer Kraft. 

Schmidmühlen, den 30.11.2023 
Zweckverband zur Wasserversorgung der Vils-Naab-Gruppe 

 
 

Gez.: 

Peter Braun 
 

----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung (BGS-WAS) des Zweckverban-
des zur Wasserversorgung der Vils-Naab-Gruppe vom 30.11.2023 
 
Aufgrund der Art. 22 Abs. 2 und Art. 26 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die kommunale Zusam-
menarbeit (KommZG) i.V. mit Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) erlässt der 
Zweckverband zur Wasserversorgung folgende 

Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung: 

§ 1 
Beitragserhebung 

Der Zweckverband erhebt zur Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung der Wasserversor-
gungseinrichtung für das in § 1 Abs. 1 der Wasserabgabesatzung –WAS- genannte Gebiet einen 
Beitrag, soweit der Aufwand nicht einer Erstattungsregelung nach Art. 9 KAG unterliegt. 
 

§ 2 
Beitragstatbestand 

Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare 
Grundstücke erhoben, wenn für die nach § 4 WAS ein Recht zum Anschluss an die Wasserversor-
gungseinrichtung besteht. Ein Beitrag wird auch für Grundstücke erhoben, die an die Wasserver-
sorgungseinrichtung tatsächlich angeschlossen sind oder die auf Grund einer Sondervereinbarung 
nach § 8 WAS an die Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen werden. 

§ 3 
Entstehen der Beitragsschuld 

(1) Die Beitragsschuld entsteht im Fall des 
1. § 2 Satz 1, sobald das Grundstück an die Wasserversorgungseinrichtung ange-

schlossen werden kann, 
2. § 2 Satz 2 1. Alternative, sobald das Grundstück an die Wasserversorgungseinrichtung 

angeschlossen ist, 
3. § 2 Satz 2 2. Alternative, mit Abschluss der Sondervereinbarung. 

Wenn der in Satz 1 genannte Zeitpunkt vor dem Inkrafttreten dieser Satzung liegt, entsteht die 
Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung. 

(2) Wenn eine Veränderung der Fläche, der Bebauung oder der Nutzung des Grundstücks vorge-
nommen wird, die beitragsrechtliche Auswirkungen hat, entsteht die Beitragsschuld mit dem 
Abschluss dieser Maßnahme. 
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§ 4 
Beitragsschuldner 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des Grund-
stücks oder Erbbauberechtigter ist. 

§ 5 
Beitragsmaßstab 

(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der Geschossfläche der vorhandenen Ge-
bäude berechnet. Die beitragspflichtige Grundstücksfläche wird bei Grundstücken in unbe-
planten Gebieten von mindestens 1.800 m² Fläche (übergroße Grundstücke) auf das 4 – fache 
der beitragspflichtigen Geschossfläche, mindestens jedoch 1.800 m² begrenzt. 

(2) Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Geschossen zu ermit-
teln. Keller werden mit der vollen Fläche herangezogen. Dachgeschosse werden nur herange-
zogen, soweit sie ausgebaut sind. Gebäude oder selbständige Gebäudeteile, die nach der Art 
ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Anschluss an die Wasserversorgung auslösen oder die an 
die Wasserversorgung nicht angeschlossen werden dürfen, werden nicht herangezogen; das 
gilt nicht für Gebäude oder Gebäudeteile, die tatsächlich einen Wasseranschluss haben. Bal-
kone, Loggien und Terrassen bleiben außer Ansatz, wenn und soweit sie über die Gebäude-
fluchtlinie hinausragen. 

(3) Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zulässig ist, wird als Ge-
schossfläche ein Viertel der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht; das gleiche gilt, wenn auf 
einem Grundstück die zulässige Bebauung im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung nur unter-
geordnete Bedeutung hat. 

(4) Bei sonstigen unbebauten Grundstücken ist ein Viertel der Grundstücksfläche als Ge-
schossfläche anzusetzen. 

(5) Wird ein Grundstück vergrößert und wurden für diese Flächen noch keine Beiträge geleistet, 
so entsteht die Beitragspflicht auch hierfür. Gleiches gilt im Falle der Geschoßflächenvergrö-
ßerung für die zusätzlich geschaffenen Geschossflächen sowie im Falle des Absatzes 1 
Satz 2 für die sich aus ihrer Vervielfachung errechnende Grundstücksfläche. Gleiches gilt 
auch für alle sonstigen Veränderungen, die nach Absatz 2 für die Beitragsbemessung von Be-
deutung sind. 

(6) Wird ein unbebautes Grundstück, für das ein Beitrag nach Absatz 3 oder Absatz 4 festgesetzt 
worden ist, später bebaut, so wird der Beitrag nach Absatz 1 neu berechnet. Dem so ermittel-
ten Betrag ist der Betrag gegenüberzustellen, der sich im Zeitpunkt des Entstehens der neu zu 
berechnenden Beitragsschuld (§ 3 Abs. 2) bei Ansatz der nach Absatz 3 oder Absatz 4 be-
rücksichtigten Geschossfläche ergeben würde. Der Unterschiedsbetrag ist nachzuentrichten. 
Ergibt die Gegenüberstellung eine Überzahlung, so ist für die Berechnung des Erstattungsbe-
trages auf den Beitragssatz abzustellen, nach dem der ursprüngliche Beitrag entrichtet wurde. 
Der Erstattungsbetrag ist vom Zeitpunkt der Entrichtung des ursprünglichen Beitrages an nach 
§ 238 AO zu verzinsen. 

§ 6 
Beitragssatz 

(1) Der Beitrag beträgt 

a) pro m² Grundstücksfläche 1,15 € 
b) pro m² Geschossfläche 8,04 € 

(2) Bei Grundstücken, für die vor dem 01.01.1997 eine Beitragsschuld entstanden ist und für die 
eine Kostenerstattung für den gesamten Grundstücksanschluss geleistet worden ist und bei 
denen im Falle der Schaffung zusätzlicher Geschossflächen kein weiterer Grundstücksan-
schluss verlegt werden muss bzw. die Kosten für einen weiteren Grundstücksanschluss im 
Wege der Sondervereinbarung vollständig vom Eigentümer getragen werden, 
beträgt der Beitrag in den Fällen des § 5 Abs. 5 und Abs. 6 
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a) pro m² Grundstücksfläche 0,77 € 
b) pro m² Geschossfläche 5,30 € 

§ 7 
Fälligkeit 

Der Beitrag wird einen Monat nach Zustellung des Beitragsbescheides fällig. 

§ 7 a 
Ablösung des Beitrags 

Der Beitrag kann vor Entstehung der Beitragspflicht abgelöst werden (Art. 5 Abs. 9 KAG). Der Ab-
lösungsbetrag richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf 
Ablösung besteht nicht. 

§ 8 
Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse 

(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung, Veränderung und 
Beseitigung sowie für die Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse i.S. des § 3 WAS ist mit 
Ausnahme des Aufwandes, der auf die im öffentlichen Straßengrund liegenden Teile der 
Grundstücksanschlüsse entfällt, in der jeweils tatsächlichen Höhe zu erstatten. 

(1) a) Soweit sich der Wasserabsperrschieber für ein Anwesen auf privaten Grund befindet, wird 
diese Einrichtung kostenerstattungsmäßig so behandelt, als würde sie sich im öffentlichen 
Straßengrund befinden. Für alle anderen Teile des Wasser-hausanschlusses im privaten Be-
reich verbleibt es bei der Regelung nach Abs. 1. 

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen Maßnahme. Schuldner ist, wer 
im Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungsanspruchs Eigentümer des Grundstücks oder 
Erbbauberechtigter ist. Der Erstattungsanspruch wird einen Monat nach Zustellung des Erstat-
tungsbescheids fällig. 

§ 9 
Gebührenerhebung 

Der Zweckverband erhebt für die Benutzung der Wasserversorgungseinrichtung Grund- und Ver-
brauchsgebühren. 

§ 9 a 
Grundgebühr 

(1) Die Grundgebühr wird nach dem Nenndurchfluss (Qn) oder nach dem Dauerdurchfluss (Q3) 
der verwendeten Wasserzähler berechnet. Befinden sich auf einem Grundstück nicht nur vo-
rübergehend mehrere Wasseranschlüsse, so wird die Grundgebühr nach der Summe des 
Nenndurchflusses oder des Dauerdurchflusses der einzelnen Wasserzähler berechnet. Soweit 
Wasserzähler nicht eingebaut sind, wird der Nenndurchfluss oder der Dauerdurchfluss ge-
schätzt, der nötig wäre, um die mögliche Wasserentnahme messen zu können. 

(2) Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern mit Nenndurchfluss (Qn) 
oder mit Dauerdurchfluss (Q3) 

 Bezeichnung des Wasserzählers    Grundgebühr pro Jahr 
 Nenndurchfluss    Dauerdurchfluss 

Qn 2,5     Q3 4    48,00 € 
Qn 6     Q3 10    56,00 € 
Qn 10     Q3 16    64,00 € 
Großwasserzähler DN 50 Qn 15 Q3 25    90,00 € 
Verbundzähler DN 50 Qn 15  Q3 25    230,00 € 
Verbundzähler DN 80 Qn 40  Q3 40/63   600,00 € 
Verbundzähler DN 100 Qn 60  Q3 63/100   366,00 € 
Verbundzähler DN 150 Qn 150  Q3 160/250   540,00 € 
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§ 10 
Verbrauchsgebühr 

(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach der Menge des aus der Wasserversorgungseinrichtung ent-
nommenen Wassers berechnet. 

(2) Der Wasserverbrauch wird durch Wasserzähler festgehalten. Er ist durch den Zweckverband 
zu schätzen, wenn 
1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist oder 
2. die erforderliche Meldung des Zählerstandes durch den Gebührenpflichtigen nicht erfolgt 

bzw. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird oder 
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Wasserzähler den wirklichen Wasser-

verbrauch nicht angibt. 

(3) Die Gebühr beträgt 1,80 € pro Kubikmeter entnommenen Wassers. 

(4) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzähler verwendet, so beträgt 
die Gebühr 5,00 € pro Kubikmeter entnommenen Wassers. 

§ 11 
Entstehen der Gebührenschuld 

(1) Die Verbrauchsgebührenschuld entsteht mit dem Verbrauch. 

(2) Die Grundgebührenschuld entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt der betriebs-
fertigen Herstellung des Anschlusses folgt; der Zweckverband teilt dem Gebührenschuldner 
diesen Tag schriftlich mit. Im übrigen entsteht die Grundgebührenschuld mit dem Beginn eines 
jeden Tages in Höhe eines Tagesbruchteils der Jahresgrundgebührenschuld. 

§ 12 
Gebührenschuldner 

Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer des 
Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist. Gebührenschuldner 
ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebes. Mehrere Gebührenschuld-
ner sind Gesamtschuldner. 

§ 13 
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

(1) Der Verbrauch wird jährlich abgerechnet. Die Grund- und Verbrauchsgebühr wird einen Monat 
nach Zustellung des Gebührenbescheides fällig. 

(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 01.03., 01.07 und 01.11. eines jeden Jahres Vorauszahlun-
gen in Höhe von 1/3 der Jahresabrechnung des Vorjahres zu leisten. Fehlt eine solche Vorjah-
resabrechnung, so setzt der Zweckverband die Höhe der Vorauszahlungen unter Schätzung 
des Jahresgesamtverbrauches fest. 

§ 14 
Mehrwertsteuer 

Zu den Beiträgen und Gebühren wird die Mehrwertsteuer in der jeweils gesetzlichen Höhe erho-
ben. 

§ 15 
Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, dem Zweckverband für die Höhe der 
Schuld maßgebliche Veränderungen unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser Verän-
derungen Auskunft zu erteilen. 
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§ 16 
Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Satzung tritt die Satzung vom 30.11.2020 außer Kraft. 
 
Schmidmühlen, den 30.11.2023 
Zweckverband zur Wasserversorgung der Vils-Naab-Gruppe 
 
Gez.: 
Peter Braun 
Verbandsvorsitzender 
 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Haushaltssatzung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Schwend-Poppberg-
Gruppe, Landkreis Amberg-Sulzbach für das Haushaltsjahr 2023 

 
I. 

 
Aufgrund der §§ 16 ff. der Verbandssatzung und Art. 41 Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale 
Zusammenarbeit (KommZG) in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung (GO) erlässt der 
Zweckverband folgende Haushaltssatzung: 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023 wird hiermit festgesetzt; er 
schließt 
 
im Verwaltungshaushalt 
 in den Einnahmen und Ausgaben mit  940.300,00 EUR 
 
und 
 
im Vermögenshaushalt 
 in den Einnahmen und Ausgaben mit  2.748.000,00 EUR 
 
ab. 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 
(1) Betriebskostenumlage  

Eine Betriebskostenumlage wird nicht erhoben.  
 
(2) Investitionsumlage  

Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haus-
haltsplan wird auf 250.000,00 EUR festgesetzt. 
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§ 6 
 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 

§ 7 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2023 in Kraft. 
 
Illschwang, 14.12.2023 
ZWECKVERBAND ZUR WASSERVERSORGUNG  
DER SCHWEND-POPPBERG-GRUPPE 
gez. 
Halk 
Verbandsvorsitzender  
 

II. 
 

Das Landratsamtes Amberg-Sulzbach hat gemäß Schreiben vom 06.12.2023 Az.: 43-941.01.10 
zur Haushaltssatzung Stellung genommen und die rechtsaufsichtliche Genehmigung erteilt. 
 

III. 
 
Die Haushaltssatzung liegt gemäß Art. 40 KommZG, § 4 der Bekanntmachungsverordnung für 
die Dauer ihrer Gültigkeit (31.12.2023), längstens bis zur nächsten Bekanntmachung einer Haus-
haltssatzung in der Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Illschwang, Am Dorfplatz 5, 
92278 Illschwang, Zimmer 103 innerhalb der Geschäftsstunden zur Einsichtnahme bereit. Gleich-
zeitig liegt dort auch der Haushaltsplan für die Dauer seiner Gültigkeit (31.12.2023), längstens bis 
zur nächsten Bekanntmachung einer Haushaltssatzung öffentlich auf (Art. 40 KommZG, Art. 65 
Abs. 3 GO). 
 
Illschwang, 14.12.2023 
ZWECKVERBAND ZUR WASSERVERSORGUNG  
DER SCHWEND-POPPBERG-GRUPPE 
gez. 
Halk 
Verbandsvorsitzender  
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Vollzug der Wassergesetze; 
Öffentliche Trinkwasserversorgung des Zweckverbands zur Wasserversorgung der Mimba-
cher Gruppe aus den Brunnen I (Fl.Nr. 3305/1, Gemarkung Mimbach) und Brunnen II (Fl.Nr. 
3302/1, Gemarkung Mimbach) 
 
Anlage: 
1 Lageplan M 1 : 5.000 vom 08.07.1998 
 
 
 
Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung des Zweckverbands zur Wasserversorgung der 
Mimbacher Gruppe aus den Brunnen I und II erlässt das Landratsamt Amberg-Sulzbach gemäß     
§ 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 Satz 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176), folgende vorläufige Anordnung als 
 
 

Allgemeinverfügung 
 
 
1. Auf allen Grundstücken, die innerhalb der im anliegenden Lageplan vom 08.07.1998 (Maßstab 

M 1 : 5.000) als Schutzzone I, II, III A und III B dargestellten Fläche liegen, sind folgende Maß-
nahmen mit sofortiger Wirkung verboten: 
 
1.1. Lagern und Ausbringen von Klärschlamm, Fäkalschlamm und Kompost aus zentralen 

Bioabfallanlagen, 
 
1.2. Anwendung von Pflanzenschutzmitteln aus Luftfahrzeugen oder zur Bodenentseuchung, 
 
1.3. Nasskonservierung von Rundholz, 
 
1.4. Kahlschlag größer als 1.000 m² oder eine in der Wirkung gleichkommende Maßnahme, 

Rodung, Umbruch von Dauergrünland im Sinne von Anlage 2 Ziff. 4, 
 
1.5. Wiederverfüllung von Erdaufschlüssen, 
 
1.6. Errichten oder Erweitern von Rohrleitungsanlagen zum Befördern wassergefährdender 

Stoffe im Sinne des § 65 UVPG i. V. m. Nr. 19.3 bis 19.6 der Anlage 1 zum UVPG sowie 
§ 2 Abs. 2 RohrFLtgV, außerdem von Rohrleitungsanlagen, die nicht der AwSV unterlie-
gen, bei denen jedoch zumindest Anlagenteile wassergefährdende Stoffe enthalten kön-
nen, 

 
1.7. Anlagen nach § 62 WHG zum Herstellen, Behandeln oder Verwenden von wasserge-

fährdenden Stoffen zu errichten oder zu erweitern, 
 
1.8. Betrieb von kerntechnischen Anlagen im Sinne des Atomgesetzes, 
 
1.9. Abwasserbehandlungsanlagen zu errichten oder zu erweitern, 

 
1.10. Regen- und Mischwasserentlastungsbauwerke zu errichten oder zu erweitern, 

 
1.11. Ausbringen von Abwasser, 

 
1.12. Anlagen zur Versickerung oder Versenkung von Abwasser (einschließlich Kühlwasser 

und Wasser aus Wärmepumpen) zu errichten oder zu erweitern, 
 

1.13. Eisenbahnanlagen zu errichten oder zu erweitern, 
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1.14. Zum Straßen-, Wege-, Eisenbahn- und Wasserbau wassergefährdende auswasch- oder 
auslaugbare Materialien (z.B. Schlacke, Teer, Imprägniermittel u.ä.) zu verwenden, 

 
1.15. Friedhöfe zu errichten oder zu erweitern, 

 
1.16. Flugplätze einschließlich Sicherheitsflächen, Notabwurfplätze, militärische Anlagen und 

Übungsplätze zu errichten oder zu erweitern, 
 

1.17. Untertage-, Bergbau, Tunnelbauten, 
 

1.18. Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf Freilandflächen ohne landwirtschaftliche, 
forstwirtschaftliche oder gärtnerische Nutzung sowie zur Unterhaltung von Verkehrswe-
gen, 

 
1.19. Beregnung. 

 
2. Auf allen Grundstücken, die innerhalb der im anliegenden Lageplan vom 08.07.1998 (Maßstab 

M 1 : 5.000) als Schutzzone I, II und III A dargestellten Flächen liegen, sind folgende Maßnah-
men mit sofortiger Wirkung verboten: 
 
2.1. Gartenbaubetriebe oder Kleingartenanlagen zu errichten oder zu erweitern,  

 
2.2. Besondere Nutzungen im Sinne von Anlage 2 Ziff. 3 neu anzulegen oder zu erweitern, 

 
2.3. Genehmigungspflichtiger Umgang mit radioaktiven Stoffen im Sinne des Atomgesetzes 

und der Strahlenschutzverordnung, 
 

2.4. Ausweisung neuer Baugebiete im Rahmen der Bauleitplanung. 
 

3. Auf allen Grundstücken, die innerhalb der im anliegenden Lageplan vom 08.07.1998 (Maßstab 
M 1 : 5.000) als Schutzzone I und II dargestellten Flächen liegen, sind folgende Maßnahmen 
mit sofortiger Wirkung verboten: 
 
3.1. Düngen mit Gülle, Jauche, Festmist, 

 
3.2. Befestigte Dungstätten zu errichten oder zu erweitern, 

 
3.3. Anlagen zum Lagern und Abfüllen von Jauche, Gülle, Silosickersaft zu errichten oder zu 

erweitern, 
 

3.4. Lagern von Wirtschaftsdünger oder Mineraldünger auf unbefestigten Flächen, 
 

3.5. Ortsfeste Anlagen zur Gärfutterbereitung zu errichten oder zu erweitern, 
 

3.6. Gärfutterbereitung in ortsveränderlichen Anlagen, 
 

3.7. Stallungen zu errichten oder zu erweitern, 
 

3.8. Freilandtierhaltung im Sinne von Anlage 2 Ziff. 2, 
 

3.9. Beweidung, 
 

3.10. Beregnung landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzter Flächen, 
 

3.11. Anlagen nach § 62 WHG zum Lagern, Abfüllen oder Umschlagen von wassergefährden-
den Stoffen zu errichten oder zu erweitern, 
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3.12. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen nach § 62 Abs. 3 WHG, auch Pflanzen-
schutzmittel, außerhalb von Anlagen nach Nr. 1.7, 3.11 und 6.10, 

 
3.13. Abfall i. S. d. Abfallgesetze und bergbauliche Rückstände zu behandeln, zu lagern oder 

abzulagern, 
 

3.14. Trockenaborte zu errichten oder zu erweitern, 
 

3.15. Anlagen zur Versickerung oder Versenkung des von Dachflächen abfließenden Wassers 
zu errichten oder zu erweitern, 

 
3.16. Anlagen zum Durchleiten oder Ableiten von Abwasser zu errichten oder zu erweitern, 

 
3.17. Bade- und Zeltplätze einzurichten oder zu erweitern; Camping aller Art, 

 
3.18. Sportanlagen zu errichten oder zu erweitern, 

 
3.19. Sportveranstaltungen durchzuführen, 

 
3.20. Baustelleneinrichtungen, Baustofflager zu errichten oder zu erweitern, 

 
3.21. Bauliche Anlagen zu errichten oder zu erweitern. 

 
4. Auf allen Grundstücken, die innerhalb der im anliegenden Lageplan vom 08.07.1998 (Maßstab 

1 : 5.000) als Schutzzone I dargestellten Flächen liegen, sind folgende Maßnahmen mit sofor-
tiger Wirkung verboten: 

 
4.1. Düngen mit sonstigen organischen und mineralischen Stickstoffdüngern, 

 
4.2. Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, 

 
4.3. Landwirtschaftliche Dräne und zugehörige Vorflutgräben anzulegen oder zu ändern, 

 
4.4. Winterfurche, 

 
4.5. Aufschlüsse oder Veränderungen der Erdoberfläche, selbst wenn Grundwasser nicht 

aufgedeckt wird, insbesondere Fischteiche, Kies-, Sand- und Tongruben, Steinbrüche, 
Übertagebergbaue und Torfstiche, 

 
4.6. Straßen, Wege und sonstige Verkehrsflächen zu errichten oder zu erweitern, 

 
4.7. Militärische Übungen durchzuführen, 

 
4.8. Durchführung von Bohrungen 

 
4.9. Düngen mit mineralischen Stickstoffdüngern (ohne Nr. 4.1 und 5.1), 

 
4.10. Betreten. 

 
5. Auf allen Grundstücken, die innerhalb der im anliegenden Lageplan vom 08.07.1998 (Maßstab 

1 : 5.000) als Schutzzone II, III A und III B dargestellten Flächen liegen, sind folgende Maß-
nahmen mit sofortiger Wirkung beschränkt zulässig: 
 
5.1. Düngen mit sonstigen organischen und mineralischen Stickstoffdünger ist 

 verboten, wenn die Stickstoffdüngung nicht in zeit- u. bedarfsgerechten Gaben er-
folgt, insbesondere auf abgeernteten Flächen ohne unmittelbar folgenden Zwischen- 
oder Hauptfruchtanbau, auf Grünland vom 01.11. bis 15.02., auf Ackerland vom 
01.10. bis 15.02. und auf Ackerland mit Maisanbau vom 01.10. bis 10.04. 
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 verboten auf Brachland 

 verboten auf wassergesättigtem, tief gefrorenem oder schneebedecktem Boden 
 

5.2. Anwendung von Pflanzenschutzmittel ist verboten, sofern nicht neben den Vorschriften 
des Pflanzenschutzrechts auch die Gebrauchsanleitungen beachtet werden, 
 

5.3. Landwirtschaftliche Dräne und zugehörige Vorflutgräben anzulegen oder zu ändern ist 
verboten, ausgenommen Unterhaltungsmaßnahmen, 

 
5.4. Winterfurche ist verboten, ausgenommen, wenn fruchtfolgebedingt unvermeidbar, ab 

15.11., 
 

5.5. Ganzjährige Bodenbedeckung durch Zwischen- oder Hauptfrucht ist erforderlich, soweit 
fruchtfolge- und witterungsbedingt möglich, 

 
5.6. Aufschlüsse oder Veränderungen der Erdoberfläche, selbst wenn Grundwasser nicht 

aufgedeckt wird, insbesondere Fischteiche, Kies-, Sand- und Tongruben, Steinbrüche, 
Übertagebergbaue und Torfstiche sind 

 
5.6.1. auf den Grundstücken, die innerhalb der im anliegenden Lageplan vom 

08.07.1998 als Schutzzone II und III A dargestellten Flächen liegen, verboten, 
ausgenommen Bodenbearbeitung im Rahmen der ordnungsgemäßen land- und 
forstwirtschaftlichen Nutzung; Fischteichentlandungen sind dem Landratsamt 
Amberg-Sulzbach vorher anzuzeigen; 
 

5.6.2. auf den Grundstücken, die innerhalb der im anliegenden Lageplan vom 
08.07.1998 als Schutzzone III B dargestellten Flächen liegen, verboten, ausge-
nommen Rohstoffgewinnung im Trockenabbau, wenn hierdurch die Schutzfunkti-
on der Deckschichten nicht wesentlich gemindert wird und Bodenbearbeitung im 
Rahmen der ordnungsgemäßen land- und forstwirtschaftlichen Nutzung; Fisch-
teichentlandungen sind dem Landratsamt Amberg-Sulzbach vorher anzuzeigen; 

 
5.7. Straßen, Wege und sonstige Verkehrsflächen zu errichten oder zu erweitern ist 

 
5.7.1. auf den Grundstücken, die innerhalb der im anliegenden Lageplan vom 

08.07.1998 als Schutzzone II dargestellten Flächen liegen, verboten, ausge-
nommen öffentliche Feld- und Waldwege, beschränkt öffentliche Wege, Eigen-
tümerwege und Privatwege bei breitflächigem Versickern des abfließenden Was-
sers; 
 

5.7.2. auf den Grundstücken, die innerhalb der im anliegenden Lageplan vom 
08.07.1998 als Schutzzone III A und III B dargestellten Flächen liegen, verboten, 
sofern nicht die Richtlinien für bautechnische Maßnahmen an Straßen in Was-
sergewinnungsgebieten (RiStWag), eingeführt mit IMBek v. 28.05.82 (MABl S. 
329), in den jeweils geltenden Fassungen beachtet werden; ansonsten verboten 
wie unter Nr. 5.7.1, 

 
5.8. Militärische Übungen durchzuführen ist verboten, ausgenommen das Durchfahren auf 

klassifizierten Straßen, 
 

5.9. Durchführung von Bohrungen ist verboten, ausgenommen bis zu 1 m Tiefe im Rahmen 
von Bodenuntersuchungen, 

 
5.10. Düngen mit mineralischen Stickstoffdüngern (ohne Nr. 4.1 und 5.1) ist verboten, wenn 

nicht die zeit- und bedarfsgerechte Düngung nachprüfbar dokumentiert wird. 
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6. Auf allen Grundstücken, die innerhalb der im anliegenden Lageplan vom 08.07.1998 (Maßstab 
1 : 5.000) als Schutzzone III A und III B dargestellten Flächen liegen, sind folgende Maßnah-
men mit sofortiger Wirkung beschränkt zulässig: 

 
6.1. Düngen mit Gülle, Jauche, Festmist ist 

 verboten, wenn die Stickstoffdüngung nicht in zeit- u. bedarfsgerechten Gaben er-
folgt, insbesondere auf abgeernteten Flächen ohne unmittelbar folgenden Zwischen- 
oder Hauptfruchtanbau, auf Grünland vom 01.11. bis 15.02., auf Ackerland vom 
01.10. bis 15.02. und auf Ackerland mit Maisanbau vom 01.10. bis 10.04. 

 verboten auf Brachland 

 verboten auf wassergesättigtem, tief gefrorenem oder schneebedecktem Boden 
 

6.2. Befestigte Dungstätten zu errichten oder zu erweitern ist verboten, ausgenommen mit 
Ableitung der Jauche in einen dichten Behälter, 
 

6.3. Anlagen zum Lagern und Abfüllen von Jauche, Gülle, Silosickersaft zu errichten oder zu 
erweitern ist verboten, ausgenommen mit dichten Behältern, die eine Leckageerkennung 
zulassen. Die Dichtheit der gesamten Anlage, einschließlich Zu- und Ableitungen, ist vor 
Inbetriebnahme nachzuweisen und regelmäßig, mindestens jedoch alle 5 Jahre wieder-
kehrend zu überprüfen, 

 
6.4. Lagern von Wirtschaftsdünger oder Mineraldünger auf unbefestigten Flächen ist verbo-

ten, sofern nicht gegen Niederschlag dicht abgedeckt, 
 

6.5. Ortsfeste Anlagen zur Gärfutterbereitung zu errichten oder zu erweitern ist verboten, 
ausgenommen mit Ableitung der Gär- und Sickersäfte in dichte Behälter, 

 
6.6. Gärfutterbereitung in ortsveränderlichen Anlagen ist verboten, ausgenommen in dichten 

Foliensilos bei Siliergut ohne Gärsafterwartung, 
 

6.7. Stallungen zu errichten oder zu erweitern ist verboten, ausgenommen die Erweiterung 
oder Erneuerung entsprechend Anlage 2 Ziff. 1, 

 
6.8. Freilandtierhaltung im Sinne von Anlage 2 Ziff. 2 ist 

 verboten, sofern nicht die Ernährung der Tiere im Wesentlichen aus den genutzten 
Weideflächen erfolgt 

 verboten, wenn die Grasnarbe flächig verletzt wird 
 

6.9. Beregnung landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzter Flächen ist verboten, sobald die 
Bodenfeuchte 70 % der nutzbaren Feldkapazität überschreitet, 
 

6.10. Anlagen nach § 62 WHG zum Lagern, Abfüllen oder Umschlagen von wassergefährden-
den Stoffen zu errichten oder zu erweitern ist verboten, ausgenommen Anlagen im übli-
chen Rahmen von Haushalt und Landwirtschaft bis 20 l für Stoffe der Wassergefähr-
dungsklasse 3 und bis 10.000 l für Stoffe bis Wassergefährdungsklasse 2, 

 
6.11. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen nach § 62 Abs. 3 WHG, auch Pflanzen-

schutzmittel, außerhalb von Anlagen nach Nrn. 1.7, 3.11 und 6.10 ist verboten, ausge-
nommen kurzfristige Lagerung von Stoffen bis Wassergefährdungsklasse 2 in zugelas-
senen Transportbehältern bis zu je 50 Litern, deren Dichtheit kontrollierbar ist, 

 
6.12. Abfall i. S. d. Abfallgesetze und bergbauliche Rückstande zu behandeln, zu lagern oder 

abzulagern ist verboten, ausgenommen Bereitstellung in geeigneten Behältern oder 
Verpackungen zur regelmäßigen Abholung (auch Wertstoffhöfe), 

 
6.13. Trockenaborte zu errichten oder zu erweitern ist verboten, ausgenommen vorüberge-

hend und mit dichtem Behälter, 
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6.14. Anlagen zum Durchleiten oder Ableiten von Abwasser zu errichten oder zu erweitern ist 
verboten, ausgenommen Entwässerungsanlagen, deren Dichtheit vor Inbetriebnahme 
durch Druckprobe nachgewiesen und wiederkehrend alle 5 Jahre durch geeignete Ver-
fahren überprüft wird, 

 
6.15. Bade- und Zeltplätze einzurichten oder zu erweitern; Camping aller Art ist verboten ohne 

Abwasserentsorgung über eine dichte Sammelentwässerung unter Beachtung von                
Nr. 3.16 und 6.14, 

 
6.16. Sportanlagen zu errichten oder zu erweitern ist  

 verboten ohne Abwasserentsorgung über eine dichte Sammelentwässerung unter 
Beachtung von Nr. 3.16 und 6.14, 

 verboten für Tontaubenschießanlagen 
 

6.17. Sportveranstaltungen durchzuführen ist verboten für Großveranstaltungen außerhalb 
von Sportanlagen und für Motorsport, 
 

6.18. Bauliche Anlagen zu errichten oder zu erweitern ist 
 

6.18.1. auf den Grundstücken, die innerhalb der im anliegenden Lageplan vom 
08.07.1998 als Schutzzone III A dargestellten Flächen liegen  

 verboten, sofern Abwasser nicht in eine dichte Sammelentwässerung einge-
leitet wird unter Beachtung von Nr. 3.16 und 6.14, 

 verboten, sofern Gründungssohle tiefer als 2 m über dem höchsten Grund-
wasserstand liegt 

 
6.18.2. auf den Grundstücken, die innerhalb der im anliegenden Lageplan vom 

08.07.1998 als Schutzzone III B dargestellten Flächen liegen 

 verboten, sofern Abwasser nicht in eine dichte Sammelentwässerung einge-
leitet wird unter Beachtung von Nr. 3.16 und 6.14, 

 verboten, sofern Gründungssohle tiefer als der höchste Grundwasserstand 
liegt. 

 
7. Auf allen Grundstücken, die innerhalb der im anliegenden Lageplan vom 08.07.1998 (Maßstab 

1 : 5.000) als Schutzzone III A dargestellten Flächen liegen, ist folgende Maßnahme mit sofor-
tiger Wirkung beschränkt zulässig: 
 
Anlagen zur Versickerung oder Versenkung des von Dachflächen abfließenden Wassers zu er-
richten oder zu erweitern ist  

 verboten, ausgenommen zur Versickerung über die belebte Bodenzone 

 verboten für gewerbliche Anlagen und für Metalldächer 
 
8. Die Verbote unter Nr. 3.15, 3.21, 4.10, 6.18 und 7. dieser Allgemeinverfügung gelten nicht für 

Handlungen im Rahmen der Wassergewinnung und –ableitung des Trägers der öffentlichen 
Wasserversorgung, die durch diese Allgemeinverfügung geschützt ist. 
 

9. Die sofortige Vollziehung der Anordnungen unter Nr. 1. – 8. dieser Allgemeinverfügung wird 
angeordnet. 
 

10. Soweit diese Anordnung erhöhte Anforderungen festsetzt, die die ordnungsgemäße land- oder 
forstwirtschaftliche Nutzung einschränken oder Mehraufwendungen für den Bau und Betrieb 
land- und forstwirtschaftlicher Betriebsanlagen zu Folge haben, ist für die dadurch verursach-
ten wirtschaftlichen Nachteile ein angemessener Ausgleich nach Art. 32 i. V. m. Art. 57 des 
Bayerischen Wassergesetzte – BayWG – zu leisten. 

 
11. Für diese Anordnung werden keine Kosten erhoben. 
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12. Diese Allgemeinverfügung wird am Tage nach der Bekanntmachung im Kreisamtsblatt des 

Landkreises Amberg-Sulzbach wirksam. Sie gilt mit diesem Tag als öffentlich bekanntgegeben. 
Sie tritt mit dem Inkrafttreten der Rechtsverordnung nach § 51 Abs. 1 WHG außer Kraft, spä-
testens nach Ablauf von drei Jahren. 

 

Hinweise: 
 
a. Gemäß Art. 41 Abs. 4 Satz 1 BayVwVfG ist nur der verfügende Teil einer Allgemeinverfügung 

öffentlich bekannt zu machen. Die Allgemeinverfügung liegt mit Begründung und Rechts-
behelfsbelehrung im Landratsamt Amberg-Sulzbach, Wasserrecht, Schlossgraben 3, Zimmer 
1.2.2, zur Einsicht aus. Sie kann nach vorheriger Terminvereinbarung während der allgemei-
nen Dienstzeiten eingesehen werden (Art. 41 Abs. 4 Satz 2 BayVwVfG). 
 

b. Auf § 103 Abs. 1 Nr. 8 und Abs. 2 WHG wird hingewiesen. Danach kann mit einer Geldbuße 
bis zu 50.000,00 € belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig den unter Nr. 1. – 8. dieser 
Allgemeinverfügung genannten Verboten zuwiderhandelt. 

Rechtsbehelfsbelehrung  

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben 

werden bei dem  

Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg in 93047 Regensburg 

Postfachanschrift: 93014 Regensburg, Postfach 11 01 65 
Hausanschrift: 93047 Regensburg, Haidplatz 1. 

 
 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:  

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformer-
satz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen 
und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!  

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

[Sofern kein Fall des § 188 VwGO vorliegt:] Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.  

 
Landratsamt Amberg-Sulzbach 
Amberg, 14.12.2023 
 
gez. 
 
Richard Reisinger 
Landrat 
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Anlage 1 
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Anlage 2 
 
Maßgaben zu Nr. 1.1, 1.2, 1.3, 1.4, 1.6, 1.7, 1.8, 2.1, 2.2, 2.3, 3.1, 3.2, 3.3, 3.4, 3.5, 3.6, 3.7, 3.8, 
3.9, 3.10, 3.11, 3.12, 3.13, 4.1, 4.2, 4.3, 4.4, 5.1, 5.2, 5.3, 5.4, 5.5, 6.1, 6.2, 6.3, 6.4, 6.5, 6.6, 6.7, 
6.8, 6.9, 6.10, 6.11 und 6.12 
 
1. Stallungen 

 
1.1. mit Flüssigmistverfahren: 

 
Bei Stallungen für Tierbestände über 40 Dungeinheiten ist das erforderliche Speichervo-
lumen für Gülle auf mindestens zwei Behälter aufzuteilen. 
 
40 Dungeinheiten (= 3.200 kg Stickstoff pro Jahr) fallen bei folgenden Höchststückzahlen 
für einzelne Tierarten an: 

 
- Milchkühe   40 Stück (1 Stück = 1,0 DE) 
- Mastbullen   65 Stück (1 Stück = 0,62 DE) 
- Mastkälber, Jungmastrinder 150 Stück (1 Stück = 0,27 DE) 
- Mastschweine   300 Stück (1 Stück = 0,13 DE) 
- Zuchtschweine mit Ferkeln 90 Stück (1 Stück = 0,45 DE) 
- Legehennen, Mastputen  3.500 Stück (100 Stück = 1,14 DE) 
- sonst. Mastgeflügel  10.000 Stück (100 Stück = 0,4 DE) 
 
Der Tierbestand darf 80 Dungeinheiten je Stallung bzw. 120 Dungeinheiten je Hofstelle 
nicht überschreiten. Bei mehreren Tierarten auf einer Hofstelle sind die entsprechenden 
Dungeinheiten aufzusummieren. 
 

1.2. mit Festmistverfahren: 
 
Bei Tierbeständen über 60 Dungeinheiten ist das erforderliche Speichervolumen für Jau-
che auf mindestens zwei Behälter aufzuteilen. 
 
Der Tierbestand darf 80 Dungeinheiten je Stallung bzw. 160 Dungeinheiten je Hofstelle 
nicht überschreiten. Bei mehreren Tierarten auf einer Hofstelle sind die entsprechenden 
Dungeinheiten aufzusummieren. 
 

1.3. mit gemischten Entmistungsverfahren: 
 
Die maximalen Tierbestände je Hofstelle sind anteilig entsprechend 1.1 und 1.2 zu ermit-
teln. 
 

1.4. Ausnahmegenehmigung 
 
Die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung ist bei bestandsgeschützten landwirtschaftli-
chen Betrieben möglich, wenn dies betriebsbedingt notwendig ist (Existenzsicherung) und 
das erhöhte Gefährdungspotential durch technische Anforderungen ausgeglichen werden 
kann. 
 
 

2. Freilandtierhaltung 
 
Freilandtierhaltung liegt vor, wenn die Tiere über längere Zeiträume (ganzjährig oder saisonal) 
ständig, d.h. Tag und Nacht auf einer bestimmten Freilandfläche gehalten werden. 
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3. Besondere Nutzungen 
 

Besondere Nutzungen sind folgende landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche oder erwerbsgärt-
nerische Nutzungen: 
 
- Weinbau 
- Obstbau, ausgenommen Streuobst 
- Hopfenanbau 
- Tabakanbau 
- Gemüseanbau 
- Baumschulen und forstliche Pflanzgärten 
 
 

4. Dauergrünland 
 
Als Dauergrünland gelten Flächen, die nach ihren Standortbedingungen nur für Grünlandnut-
zung geeignet sind. 
 
 

5. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
 
Bezüglich der Einstufung wassergefährdender Stoffe ist Kapitel 2 der „Verordnung über Anla-
gen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV)“ in der jeweils aktuellen Fassung 
zu beachten. 
 
Für Anlagen mit Stoffen, deren Wassergefährdungsklasse (WGK) nicht sicher bestimmt ist, 
wird Wassergefährdungsklasse (WGK) 3 zugrunde gelegt. 
 
Im Folgenden werden einige in Haushalt, Landwirtschaft und Industrie gebräuchliche Stoffe 
und deren Einstufung in die jeweilige Wassergefährdungsklasse beispielhaft aufgeführt: 
 

Wassergefährdungsklassen (WGK) 

WGK 1 WGK 2 WGK 3 

schwach wassergefährdende 
Stoffe 

wassergefährdende Stoffe 
stark wassergefährdende 
Stoffe 

 

Harnstoff 
Kaliumnitrat 
Ameisensäure 
Ammoniumsulfat 
Ammoniumnitrat 
Dicyandiamid (DIDIN) 
Ethanol 
Aceton 
Wasserstoffperoxid 
Natriumchlorid 
Glycerin 

 

Heizöl EL 
Methanol 
Dieselkraftstoff 
Ammoniak 
Phenol 
Xylol 
Schmieröle (legierte, nicht 
emulgierbare) 
Pflanzenbehandlungsmittel: 
Bentazon 
Ethephon 
 

 

schweres Heizöl 
Toluol  
Natriumnitrit 
Formaldehyd 
Altöle 
Silbernitrat 
Tetrachlorethen 
Trichlorethen 
Benzol 
Quecksilber 
Chromschwefelsäure 
Chloroform 
Hydrazin 
Pflanzenbehandlungsmittel: 
Simazin  
Lindan 
 

 
 
 


